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Beschlussvorlage
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/5249/2016
öffentlich
22.11.2016

Dezernat: I
Fachdienst: 10 - Personal-, Organisations- u. Beteiligungsmanagement
Sachbearbeiter/in: Heilmann, Marco

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Kenntnisnahme Nichtöffentlich
Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Marburg Entscheidung Öffentlich

Marburger Ortsrecht
XIX. Nachtrag zur Hauptsatzung der Universitätsstadt Marburg

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen:

Der beigefügte XIX. Nachtrag zur Hauptsatzung der Universitätsstadt Marburg wird
beschlossen.

Sachverhalt:

Als Bekanntmachungsform für öffentliche Bekanntmachungen ist nach § 8 der Hauptsatzung 
der Universitätsstadt Marburg grundsätzlich ein einmaliger Abdruck in der Tageszeitung 
„Oberhessische Presse“ vorgesehen.

Eine Auswertung des Sachkontos „Amtliche Bekanntmachungen“ ergab, dass die IST-Auf-
wendungen für öffentliche Bekanntmachungen im Haushaltsjahr 2015 rund 96.000 € betru-
gen. Hierunter fallen auch Aufwendungen für Bekanntmachungen, deren Veröffentlichung 
über die Zeitung geboten oder vorgeschrieben ist. Bereinigt um diese Posten verbleiben je-
doch Aufwendungen in Höhe von ca. 56.000 € für amtliche Bekanntmachungen, deren Ver-
öffentlichung ganz überwiegend über das Internet erfolgen könnte.

Alleine für die Einladungen zu den Sitzungen der städtischen Gremien entstanden im Jahr 
2015 Kosten in Höhe von rund 21.500 €.

In den vorgenannten Gesamtaufwendungen sind die Aufwendungen für öffentliche Aus-
schreibungen nicht berücksichtigt, da diese dezentral über die ausschreibenden Fachdienste 
veranschlagt werden. Diese Aufwendungen werden auf 20.000 bis 25.000 € pro Jahr ge-
schätzt.
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Mit der Novelle der Hessischen Gemeindeordnung vom 16.12.2011 wurde den Kommunen 
die Möglichkeit eröffnet, neben den beiden bisherigen Bekanntmachungsformen, also der 
Veröffentlichung in einer Tageszeitung oder in einem Amtsblatt, öffentliche Bekanntmachun-
gen nunmehr auch ausschließlich im Internet bekannt zu geben. 

Für Bekanntmachungen bei Wahlen und bei Abstimmungen im Bereich des Kommunalwahl-
rechts galt noch bis zum März 2015, dass diese nur zusätzlich über das Internet bekannt 
gemacht werden durften. Mit dem Gesetz zur Modernisierung des Dienstrechts der kommu-
nalen Wahlbeamten und zur Änderung wahlrechtlicher Vorschriften wurde dies jedoch geän-
dert und an die Regelungen des Bundeswahlrechts angepasst; nunmehr dürfen sämtliche 
Bekanntmachungen in Wahlangelegenheiten unter der Maßgabe von § 67 Hessisches Kom-
munalwahlgesetz auch konstituierend im Internet erfolgen.

Durch die Änderung des § 8 der Hauptsatzung wäre es möglich, dass mit konstitutiver Wir-
kung sowohl Satzungen, Verordnungen und Bekanntmachungen in Wahlsachen, als auch 
andere Gegenstände wie etwa Ladungen zu den Sitzungen der Stadtverordnetenversamm-
lung und ihrer Ausschüsse ausschließlich über die städtische Internetseite veröffentlicht wer-
den könnten.

Zwingende Voraussetzung für die Bekanntgabe über die Homepage ist jedoch, dass auf die 
Internet-Bekanntmachung durch eine entsprechende Mitteilung in der Tageszeitung hinge-
wiesen wird. Zusätzlich zu den Hinweis-Bekanntmachungen ist es als freiwillige städtische 
Leistung vorgesehen, die Bürgerinnen und Bürger durch einen ebenfalls in der Oberhessi-
schen Presse erscheinenden Newsletter über die Sitzungen der Gremien zu Beginn der Sit-
zungswochen zu informieren. Diese Bekanntmachungen in der Zeitung würden zwar eben-
falls Kosten verursachen, gesamtheitlich betrachtet ließen sich die jährlichen Aufwendungen 
durch die Bekanntgabe über das Internet, insbesondere bei umfangreichen, teilweise mehr-
seitigen Veröffentlichungstexten, dennoch deutlich verringern.

Form und Verfahren der Bekanntmachungen werden durch die „Verordnung über öffentliche 
Bekanntmachungen der Gemeinden und Landkreise – Öffentliche Bekanntmachungsverord-
nung (ÖffBekVO)“ geregelt. Hervorzuheben ist, dass die ÖffBekVO davon ausgeht, dass es 
für eine Gemeinde – soweit Gesetze nichts anderes bestimmen – lediglich eine, d. h. eine 
einheitliche Bekanntmachungsweise gibt. Nach § 1 Abs. 1 ÖffBekVO können die öffentlichen 
Bekanntmachungen entweder in einer Tageszeitung, in einem Amtsblatt oder im Internet 
erfolgen. Von daher würde es an einer Ermächtigung des Landesgesetzgebers mangeln, 
eine Differenzierung nach der Art des bekannt zu machenden Gegenstandes vorzunehmen 
und die Bekanntmachungen über unterschiedliche Medien zu veröffentlichen. 

Eine davon abweichende gesetzliche Regelung liegt z. B. bei der Veröffentlichung von Kar-
ten, Plänen oder Zeichnungen vor. Diese Bekanntmachungen sollen – vorbehaltlich einer 
anderen gesetzlichen Regelung – im Wege der öffentlichen Auslegung erfolgen (vgl. § 8 
Abs. 5 n. F. der Hauptsatzung). An der bisherigen Verfahrensweise ändert sich dadurch 
nichts. 

Für die Bekanntmachungen der Ortsbeiräte sieht die Hauptsatzung vor, dass lediglich die 
Bekanntmachungen der neu eingerichteten Ortsbeiräte über das Internet erfolgen, während 
die Veröffentlichungen der übrigen Ortsbeiräte über Bekanntmachungstafeln vorgenommen 
werden. Nach § 2 Abs. 1 ÖffBekVO ist es möglich, dass – trotz der beabsichtigten Umstel-
lung auf das Internet – die Bekanntmachungen von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzun-
gen der Ortsbeiräte auch weiterhin durch Aushang an Bekanntmachungstafeln erfolgen kön-
nen. An der vorgenannten Regelung, lediglich die Bekanntmachungen der fünf neuen Orts-
beiräte über das Internet zu veröffentlichen, soll weiterhin festgehalten werden. 

2 von 13 in der Zusammenstellung



Ausdruck vom: 02.02.2017
Seite: 3/3

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, den beigefügten XIX. Nachtrag zur Haupt-
satzung zu beschließen, wodurch die öffentlichen Bekanntmachungen der Stadt Marburg 
grundsätzlich über das Internet erfolgen würden.

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister
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XIX. Nachtrag

zur Hauptsatzung der Universitätsstadt Marburg

Aufgrund § 6 Abs. 1 und 2, § 50 Abs. 1 i. V. m. § 51 Nr. 6 der Hessischen Gemeindeordnung 
(HGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 2015 (GVBl. S. 618), § 67 Abs. 3 
Hessisches Kommunalwahlgesetz (KWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. März 
2005 (GVBl. I S. 197), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 20. Dezember 
2015 (GVBl. S. 618), § 3 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722) geändert worden ist, hat die Stadtverordnetenversamm-
lung der Universitätsstadt Marburg in ihrer Sitzung am xx.xx.xxxx folgenden XIX. Nachtrag 
zur Hauptsatzung beschlossen:

I.

§ 8 erhält folgende Fassung: 

„§ 8
Öffentliche Bekanntmachungen

1. Öffentliche Bekanntmachungen der Universitätsstadt Marburg erfolgen – vorbehalt-
lich Abs. 5 und Abs. 7 Satz 1 – durch kostenfreie Bereitstellung auf der Internetseite 
www.marburg.de unter Angabe des Bereitstellungstages. Sie sind unter der Internet-
adresse http://marburg.de/amtliche-bekanntmachungen einsehbar.

2. Nach Abs. 1 bekannt gemachte Satzungen und Verordnungen sind für die Dauer ihrer 
Geltung unter http://marburg.de/marburger-ortsrecht dauerhaft zugänglich. Im Fall der 
Änderung des Ortsrechts gilt dies nicht nur für den ursprünglichen Text der Rechts-
vorschrift und für die Änderungsnorm, sondern auch für die aktuell gültige Fassung.

Darüber hinaus sind Satzungen und Verordnungen für jede Person während der öf-
fentlichen Sprechzeiten der Verwaltung (Montag, Mittwoch, Freitag von 08:00 - 12:00 
Uhr, Donnerstag von 15:00 - 18:00 Uhr) in Papierform im Zimmer 123, Barfüßerstra-
ße 50, 35037 Marburg, einzusehen. Auf Wunsch wird gegen Kostenerstattung ein 
entsprechender Ausdruck der Satzung oder Verordnung gefertigt. Auf diese Rechte 
ist im Rahmen der Bekanntgabe nach Abs. 4 hinzuweisen.

3. Bekanntmachungen in Wahlsachen nach § 67 Hessisches Kommunalwahlgesetz 
(KWG) erfolgen nach Maßgabe § 67 Abs. 3 KWG ebenfalls im Internet. Sie werden 
zusätzlich an einem Bekanntmachungsbrett im Rathaus, Markt 1, Erdgeschoss, 
35037 Marburg, ausgehängt. 

4. Auf die öffentliche Bekanntmachung wird jeweils in der Tageszeitung „Oberhessische 
Presse“ unter Angabe der städtischen Internetadresse hingewiesen. In den Fällen 
des Abs. 3 ist zusätzlich ein Hinweis auf den Ort des Aushangs aufzunehmen.

5. Die öffentliche Bekanntmachung von Karten, Plänen oder Zeichnungen und der dazu 
gehörenden Begründungen und Erläuterungen erfolgt vorbehaltlich einer anderen ge-
setzlichen Regelung im Wege der öffentlichen Auslegung. Die Auslegung erfolgt wäh-
rend den allgemeinen Dienstzeiten in einem für jedermann zugänglichen und beson-
ders gekennzeichneten Raum im Stadtbauamt, Barfüßerstraße 11, 35037 Marburg, 
auf die Dauer eines Monats. Spätestens am Tage vor Beginn der Auslegung werden 
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Gegenstand, Ort (Gebäude und Raum), Tageszeit und Dauer der Auslegung durch 
Abdruck in der Tageszeitung „Oberhessische Presse“ öffentlich bekannt gemacht. 
Hinweisbekanntmachungen nach dem Baugesetzbuch (BauGB) sind im Sinne der in 
§ 3 BauGB niedergelegten Anforderungen zu erfüllen und ebenfalls in der Oberhessi-
schen Presse abzudrucken.

Die Tage des Beginns und des Endes der Auslegung sind auf den offengelegten Kar-
ten, Plänen oder Zeichnungen und den dazu gehörenden Begründungen und Erläute-
rungen zu vermerken.

6. Die Abs. 5 und 8 Nr. 2 gelten entsprechend für alle sonstigen öffentlichen Auslegun-
gen, soweit Bundes- oder Landesrecht nicht etwas anderes bestimmt oder zulässt.

7. Zeit, Ort und Tagesordnungen der Sitzungen der Ortsbeiräte sind durch Aushang an 
der (den) Bekanntmachungstafel(n) im jeweiligen Stadtteil bekanntzugeben. Auf den 
bekanntzumachenden Schriftstücken ist zu vermerken, von wann bis wann ausge-
hängt wird; auf den bekanntgemachten Schriftstücken sind Ort und Zeitpunkt des 
Aushangs und Zeitpunkt der Abnahme unterschriftlich von der Ortsvorsteherin/von 
dem Ortsvorsteher zu bescheinigen.

Abweichend vorgenannter Regelung erfolgen die Bekanntmachungen der Ortsbeiräte 
in den Stadtteilen Altstadt, Campusviertel, Südviertel, Waldtal und Weidenhausen 
über das Internet; die Abs. 1 und 4 finden entsprechend Anwendung.

Die Bekanntmachungstafeln befinden sich an folgenden Standorten:

Stadtteil Straße(n) in Höhe Grundstück bzw. Hausnummer

Bauerbach Bauerbacher Straße 29 (Bürgerhaus)
Am Wäldchen (Kinderspielplatz)
Kirchweg/Ecke Bauerbacher Straße

Bortshausen Ebsdorferstraße 13 (Bürgerhaus)

Cappel August-Bebel-Platz 1 (Rathaus)
Marburger Straße 9 (Bushaltestelle)
Marburger Straße 49 (Bushaltestelle)
Ronhäuser Straße 13
Sommerstraße 34

Cyriaxweimar Cyriaxstraße 1 (Mehrzweckhalle)

Dagobertshausen Dagobertshäuser Straße (Bushaltestelle)
Im Dorfe (Richtung Salzköppel)

Dilschhausen Weitershäuser Straße (Bushaltestelle)

Elnhausen Am Denkmal 8

Ginseldorf Rinnweg 7 (Bürgerhaus)

Gisselberg Dorfmitte (altes Backhaus)
Ecke Zur Fasanerie/Ahornweg
Ecke Gießener Straße/Große Wiese
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Haddamshausen Ecke Haddamshäuser Straße/Lippersbach,
Straße Auf der Seite (Nr. 19)

Hermershausen Herbener Straße 5 (Bürgerhaus)

Marbach Brunnenstraße 28 (Verwaltungsaußenstelle)
Brunnenstraße 13 (Gefrierhaus)
Emil-von-Behring-Straße 41 (Bushaltestelle)
Emil-von-Behring-Straße (Bushaltestelle Behringwerke)
Höhenweg 43 (Kindergarten)

Michelbach Stümpelstal 1
Ecke Birkenstraße/Grabenstraße

Moischt Wittelsberger Straße 1 (Kindergarten)
Ecke Eulenkopfstraße/Zur Hainbuche
Hahnerheide Nr. 11
Eulenkopfstraße 55 (Bürgerhaus)

Ockershausen Stiftstraße (an der Mauer der Alten Schule)
Ockershäuser Allee 15 
Herrmannstraße (Einmündungsbereich In der Wann)
Zwetschenweg (Einmündungsbereich Wiesenweg)
Pavillon Graf von Stauffenbergstraße 22 A
Stadtwaldsiedlung, Hannah-Ahrendt-Straße 1

Richtsberg Friedrich-Ebert-Straße 19 – 27 (Geschäftszentrum)
Damaschkeweg 96 (Sozialzentrum BSF)
Berliner Straße Einmündung Leipziger Straße
Am Richtsberg 66 (Treffpunkt Richtsberg)
In der Badestube 39 (Gertrudisheim)

Ronhausen Oberdorf (Bürgerhaus)

Schröck Schröcker Straße 29 (Gemeindehaus)
Zum Elisabethbrunnen

Wehrda Freiherr-vom-Stein-Straße 1 (Bürgerhaus)
Freiherr-vom-Stein-Straße 26
Wehrdaer Straße 64
Ecke Mengelsgasse/An der Martinskirche 
(Bushaltestelle)
Sachsenring 5

Wehrshausen Neuhöfe 4

8. Die öffentlichen Bekanntmachungen sind vollendet: 

8.1 In den Fällen der Abs. 1, 3 und Abs. 7 Satz 3 mit dem Ablauf des Tages, an 
dem die öffentliche Bekanntmachung ins Internet eingestellt wurde (Bereitstel-
lungstag).

8.2 In den Fällen des Abs. 5 mit dem Ablauf des Tages, an dem die Auslegungs-
frist endet.
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8.3 In den Fällen des Abs. 7 Satz 1 mit dem Ablauf des ersten Tages des Aus-
hangs an den dafür bestimmten Bekanntmachungstafeln. Der Aushang wird 
frühestens am Tage nach der Sitzung abgenommen. 

9. Kann die nach Abs. 1 vorgeschriebene Bekanntmachungsform wegen eines Naturer-
eignisses oder anderer unabwendbarer Zufälle nicht angewandt werden, so genügt 
jede andere Art der Bekanntgabe, insbesondere durch Anschlag. In diesem Fall ist 
die Bekanntmachung, sofern sie nicht durch Zeitablauf gegenstandslos geworden ist, 
in der durch Abs. 1 vorgeschriebenen Form unverzüglich nachzuholen.“ 

II.

Dieser XIX. Nachtrag tritt am 15. Februar 2017 in Kraft.

Marburg, xx.xx.xxxx

Der Magistrat
der Universitätsstadt Marburg

gez.

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister
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XIX. Nachtrag zur Hauptsatzung der Universitätsstadt Marburg

– Synopse –

Derzeitige Fassung Entwurf Neufassung Erläuterungen

§ 8 
Öffentliche Bekanntmachung

1. Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt 
Marburg erfolgen - vorbehaltlich der Abs. 2 
und 3 - durch einmaligen Abdruck in der 
"Oberhessischen Presse".

§ 8
Öffentliche Bekanntmachungen

1. Öffentliche Bekanntmachungen der Universi-
tätsstadt Marburg erfolgen – vorbehaltlich 
Abs. 5 und Abs. 7 Satz 1 – durch kosten-
freie Bereitstellung auf der Internetseite 
www.marburg.de unter Angabe des Be-
reitstellungstages. Sie sind unter der In-
ternetadresse http://marburg.de/amtliche-
bekanntmachungen einsehbar.

Änderung der Bekanntmachungsform 
auf das Internet.

Es sollen Hinweise auf die städtische 
Internetseite bzw. auf die einschlägige 
Internetadresse aufgenommen wer-
den.

2. Nach Abs. 1 bekannt gemachte Satzungen 
und Verordnungen sind für die Dauer ihrer 
Geltung unter http://marburg.de/marbur-
ger-ortsrecht dauerhaft zugänglich. Im Fall 
der Änderung des Ortsrechts gilt dies 
nicht nur für den ursprünglichen Text der 
Rechtsvorschrift und für die Änderungs-
norm, sondern auch für die aktuell gültige 
Fassung.

Darüber hinaus sind Satzungen und Ver-
ordnungen für jede Person während der 
öffentlichen Sprechzeiten der Verwaltung 
(Montag, Mittwoch, Freitag von 08:00 - 

Die Regelung des Abs. 2 n. F. ist 
gem. § 5a der Öffentlichen Bekannt-
machungsverordnung (ÖffBekVO) 
ausdrücklich vorgeschrieben.
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- 2 -

Derzeitige Fassung Entwurf Neufassung Erläuterungen

12:00 Uhr, Donnerstag von 15:00 - 18:00 
Uhr) in Papierform im Zimmer 123, Barfü-
ßerstraße 50, 35037 Marburg, einzusehen. 
Auf Wunsch wird gegen Kostenerstattung 
ein entsprechender Ausdruck der Satzung 
oder Verordnung gefertigt. Auf diese 
Rechte ist im Rahmen der Bekanntgabe 
nach Abs. 4 hinzuweisen.

3. Bekanntmachungen in Wahlsachen nach 
§ 67 Hessisches Kommunalwahlgesetz 
(KWG) erfolgen nach Maßgabe § 67 Abs. 3 
KWG ebenfalls im Internet. Sie werden zu-
sätzlich an einem Bekanntmachungsbrett 
im Rathaus, Markt 1, Erdgeschoss, 35037 
Marburg, ausgehängt. 

Seit März 2015 ist eine konstituieren-
de Bekanntmachung unter Beachtung 
der Vorgaben des § 67 Abs. 3 KWG 
auch für Wahlsachen des Kommunal-
wahlrechts möglich. Hierzu gehört 
bspw. auch, dass die Bekanntma-
chungen zusätzlich durch einen Aus-
hang veröffentlicht werden.

4. Auf die öffentliche Bekanntmachung wird 
jeweils in der Tageszeitung „Oberhessi-
sche Presse“ unter Angabe der städti-
schen Internetadresse hingewiesen. In 
den Fällen des Abs. 3 ist zusätzlich ein 
Hinweis auf den Ort des Aushangs aufzu-
nehmen.

Sofern die öffentlichen Bekanntma-
chungen über das Internet erfolgen, 
ist zwingend in einer Tageszeitung 
(oder in einem Amtsblatt) auf die In-
ternet-Bekanntmachung und die ein-
schlägige Internetadresse hinzuwei-
sen.

2. Die öffentliche Bekanntmachung von Karten, 
Plänen oder Zeichnungen und der damit ver-
bundenen Texte und Erläuterungen erfolgt - 
vorbehaltlich einer anderen gesetzlichen Re-
gelung - im Wege der öffentlichen Auslegung. 

5. Die öffentliche Bekanntmachung von Karten, 
Plänen oder Zeichnungen und der dazu ge-
hörenden Begründungen und Erläuterun-
gen erfolgt vorbehaltlich einer anderen ge-
setzlichen Regelung im Wege der öffentli-
chen Auslegung. 

Die Regelungen des Abs. 2 a. F. wur-
den präziser an den Wortlaut des vom 
Hessischen Städtetag empfohlenen 
Mustertextes angeglichen. Wesentlich 
hierbei ist, dass die Auslegung auf die 
Dauer eines Monats erfolgen soll, um
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Derzeitige Fassung Entwurf Neufassung Erläuterungen

Die Auslegung erfolgt zu jedermanns Einsicht 
während der allgemeinen Dienstzeiten im 
Stadtbauamt, Barfüßerstraße 11.

Spätestens am Tage vor Beginn der Ausle-
gung werden Gegenstand, Ort (Gebäude und 
Raum), Tageszeit und Dauer der Auslegung 
durch Abdruck in der Oberhessischen Presse 
öffentlich bekannt gemacht. 

Das gleiche gilt, wenn durch Rechtsvorschrift 
eine öffentliche Auslegung vorgeschrieben ist 
und diese Rechtsvorschrift keine besonderen 
Bestimmungen darüber enthält. Die Ausle-
gungsfrist beträgt, wenn gesetzlich nicht et-
was anderes bestimmt ist, mindestens sieben 
Tage. 

Die Auslegung erfolgt während den allgemei-
nen Dienstzeiten in einem für jedermann 
zugänglichen und besonders gekenn-
zeichneten Raum im Stadtbauamt, Barfüßer-
straße 11, 35037 Marburg, auf die Dauer ei-
nes Monats. 

Spätestens am Tage vor Beginn der Ausle-
gung werden Gegenstand, Ort (Gebäude und 
Raum), Tageszeit und Dauer der Auslegung 
durch Abdruck in der Tageszeitung „Ober-
hessische Presse“ öffentlich bekannt ge-
macht. 

Hinweisbekanntmachungen nach dem 
Baugesetzbuch (BauGB) sind im Sinne 
der in § 3 BauGB niedergelegten Anforde-
rungen zu erfüllen und ebenfalls in der 
Oberhessischen Presse abzudrucken.

Die Tage des Beginns und des Endes der 
Auslegung sind auf den offengelegten 
Karten, Plänen oder Zeichnungen und den 
dazu gehörenden Begründungen und Er-
läuterungen zu vermerken.

den Interessierten dadurch ausrei-
chend Zeit für die Einsichtnahme zu 
gewähren. Diese 1-Monatsregelung 
ist bspw. für Auslegungen der Entwür-
fe von Bauleitplänen ausdrücklich vor-
geschrieben (§ 3 Abs. 2 BauGB).

Bei Auslegungen nach dem BauGB 
sind die spezielleren Vorgaben nach 
§ 3 BauGB zu beachten. Aus Grün-
den der Rechtssicherheit soll hierauf 
durch einen Passus aufmerksam ge-
macht werden.

Die Empfehlung des Hess. Städteta-
ges soll aufgenommen werden.

 

In geänderter Form nunmehr in Abs. 6 
enthalten.
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Derzeitige Fassung Entwurf Neufassung Erläuterungen

6. Die Abs. 5 und 8 Nr. 2 gelten entspre-
chend für alle sonstigen öffentlichen Aus-
legungen, soweit Bundes- oder Landes-
recht nicht etwas anderes bestimmt oder 
zulässt.

Die Regelungen nach Abs. 5 sollen in 
dieser Form – sofern rechtlich nichts 
anderes vorgeschrieben ist – auch für 
alle sonstigen Auslegungsgegenstän-
de Anwendung finden. 

3. Zeit, Ort und Tagesordnungen der Sitzungen 
der Ortsbeiräte sind durch Aushang an der 
(den) Bekanntmachungstafel(n) im jeweiligen 
Stadtteil bekanntzugeben. Auf den bekanntz-
umachenden Schriftstücken ist zu vermerken, 
von wann bis wann ausgehängt wird; auf den 
bekanntgemachten Schriftstücken sind Ort 
und Zeitpunkt des Aushangs und Zeitpunkt 
der Abnahme unterschriftlich vom Ortsvorste-
her zu bescheinigen.

Abweichend hiervon erfolgen die Bekanntma-
chungen der Ortsbeiräte in den Stadtteilen 
Altstadt, Campusviertel, Südviertel, Waldtal 
und Weidenhausen durch die kostenfreie Be-
reitstellung auf der in ausschließlicher Verant-
wortung der Universitätsstadt Marburg betrie-
benen Internetseite www.marburg.de unter 
Angabe des Bereitstellungstages. Auf die Be-
kanntmachungen wird durch einmaligen Ab-
druck in der "Oberhessischen Presse" unter 
Hinweis auf die städtische Internetseite hin-
gewiesen.

7. Zeit, Ort und Tagesordnungen der Sitzungen 
der Ortsbeiräte sind durch Aushang an der 
(den) Bekanntmachungstafel(n) im jeweiligen 
Stadtteil bekanntzugeben. Auf den bekanntz-
umachenden Schriftstücken ist zu vermerken, 
von wann bis wann ausgehängt wird; auf den 
bekanntgemachten Schriftstücken sind Ort 
und Zeitpunkt des Aushangs und Zeitpunkt 
der Abnahme unterschriftlich von der Orts-
vorsteherin/von dem Ortsvorsteher zu be-
scheinigen.

Abweichend vorgenannter Regelung erfol-
gen die Bekanntmachungen der Ortsbeirä-
te in den Stadtteilen Altstadt, Campusvier-
tel, Südviertel, Waldtal und Weidenhausen 
über das Internet; die Abs. 1 und 4 finden 
entsprechend Anwendung.

Der bisherige Satzungstext wurde 
lediglich redaktionell angepasst; hier-
durch werden Wiederholungen der in 
den Abs. 1 und 4 n. F. enthaltenen 
Regelungen vermeiden.
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Die Bekanntmachungstafeln befinden sich an 
folgenden Standorten:

Der bisherige Wortlaut wird unverändert 
übernommen.

Die Bekanntmachungstafeln befinden sich an 
folgenden Standorten:

Der bisherige Wortlaut wird unverändert 
übernommen.

4. Die öffentlichen Bekanntmachungen sind 
vollendet 

4.1 mit dem Ablauf des Tages der Veröf-
fentlichung in der Oberhessischen 
Presse (Abs. 1),

4.2 mit dem Ablauf des Tages, an dem 
die Auslegungsfrist endet (Abs. 2),

4.3 mit dem Ablauf des ersten Tages des 
Aushangs an den dafür bestimmten 
Bekanntmachungstafeln. Der Aus-
hang wird frühestens am Tage nach 
der Sitzung abgenommen. Im Falle 
der Bekanntmachung über das Inter-
net mit Ablauf des Bereitstellungsta-
ges (Abs. 3).

8. Die öffentlichen Bekanntmachungen sind 
vollendet: 

8.1 In den Fällen der Abs. 1, 3 und Abs. 
7 Satz 3 mit dem Ablauf des Tages, 
an dem die öffentliche Bekanntma-
chung ins Internet eingestellt wur-
de (Bereitstellungstag).

8.2 In den Fällen des Abs. 5 mit dem 
Ablauf des Tages, an dem die Ausle-
gungsfrist endet.

8.3 In den Fällen des Abs. 7 Satz 1 mit 
dem Ablauf des ersten Tages des 
Aushangs an den dafür bestimmten 
Bekanntmachungstafeln. Der Aus-
hang wird frühestens am Tage nach 
der Sitzung abgenommen. 

Die Regelungen wurden entspre-
chend der geänderten Bekanntma-
chungsformen angepasst.

Der letzte Satz 4.3 a. F. ist nunmehr 
in 8.1 n. F. enthalten. 
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9. Kann die nach Abs. 1 vorgeschriebene 
Bekanntmachungsform wegen eines Na-
turereignisses oder anderer unabwendba-
rer Zufälle nicht angewandt werden, so ge-
nügt jede andere Art der Bekanntgabe, 
insbesondere durch Anschlag. In diesem 
Fall ist die Bekanntmachung, sofern sie 
nicht durch Zeitablauf gegenstandslos ge-
worden ist, in der durch Abs. 1 vorge-
schriebenen Form unverzüglich nachzu-
holen. 

Neue Regelung. 

Stand 23.11.2016
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